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Erhalt der Schullandschaft in der Stadt Helmstedt; 
Antrag von Ratsherrn Romba vom 13.03.2019, V052/2019 

 
 
Bereits zeitlich vor dem erfolgten Grundsatzbeschluss des Kreistages des Landkreises Helm-
stedt zur Verlegung des Gymnasiums am Bötschenberg nach Königslutter am Elm hatte Rats-
herr Romba den o.a. Antrag gestellt, die Möglichkeit der Übernahme der Schulträgerschaft für 
einzelne oder alle weiterführenden allgemeinbildenden Schulen am Schulstandort Helmstedt 
gemäß § 102 Abs. 3 NSchG zu prüfen. Die erklärte Zielsetzung war und ist dabei der Erhalt 
des Gymnasiums am Bötschenberg am Standort Helmstedt, da durch eine Verlegung nach 
Königslutter am Elm eine erhebliche Schwächung der schulischen Infrastruktur im Bereich der 
Stadt Helmstedt eintreten würde. 
 
Bislang gibt es keinen Ratsbeschluss, wie hinsichtlich des o.a. Antrags verfahren werden soll, 
weil dieser Antrag bislang zurückgestellt wurde. Nun besteht der Wunsch im Schulausschuss, 
über das weitere Procedere mit Blick auf diesen Antrag zu beraten. 
 
Zwischenzeitlich wurde ebenfalls auf Wunsch des Schulausschusses beim Landkreis Helm-
stedt nachgefragt, mit welchen jährlichen Kosten für die Stadt Helmstedt „netto“ – also abzüg-

lich einer Gegenfinanzierung durch den Landkreis – zu rechnen wäre, und zwar nur für eine 
Übernahme der Schulform Gymnasium bzw. alternativ für sämtliche allgemeinbildende Schu-
len im Stadtgebiet Helmstedt. Das Antwortschreiben des Landkreises Helmstedt, das an die 
Ratsmitglieder bereits verteilt wurde, liegt dieser Vorlage nochmals bei. 
 
Die Verwaltung vertritt zur Antwort des Landkreises Helmstedt und zur Kostenfolge folgende 
rechtliche Einschätzung: 
 
Auswirkungen auf die Kreisumlage: 
 
Der Landkreis Helmstedt stellt auf die Regelung des § 15 Abs. 4 des Niedersächsischen Ge-
setzes über den Finanzausgleich (NFAG) ab. Die Beteiligung der Landkreise an den sonstigen 
Kosten der Schulen der Sekundarbereiche richtet sich aber nach § 118 des Niedersächsischen 
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Schulgesetzes (NSchG) und beträgt mindestens 50 % und höchstens 80 %. Dies sind sämtli-
che Kosten außer Schulbau (= Stichwort Kreisschulbaukasse), die sich aus der Verordnung 

über die Kosten der Schulen der Sekundarbereiche, zu denen die Landkreise den kreisange-

hörigen Gemeinden und Samtgemeinden Zuweisungen zu gewähren haben, ergeben. 
 
Was eine Kreisumlagesenkung angeht, stellt sich im weiteren die Frage, ob der Landkreis in 
einem zweiten Schritt möglicherweise die Kreisumlage nach § 15 Abs. 4 NFAG senken würde, 
damit die Stadt Helmstedt 100 % der Kosten refinanziert bekäme. 
 
 
Auskunft des Regionalen Landesamtes für Schule und Bildung Braunschweig – Vereinba-
rungsabschluss nach §105 NSchG: 
 
Wenn die Stadt Helmstedt beide Gymnasien am Standort Helmstedt übernehmen würde, ver-
bliebe nur das Gymnasium Anna-Sophianeum in Schöningen in Kreisträgerschaft, das folgen-
den Schulbezirk hat: 
 

 
 
Die Beschulung aus den o.a. Ortsteilen der Stadt Helmstedt ist laut § 105 Abs. 1 Ziffer 1 NSchG 
auch ohne Vereinbarung gesichert. Für die übrigen Gebietskörperschaften im Landkreis Helm-
stedt – insbesondere Samtgemeinden Velpke, Grasleben und Nord-Elm, aber auch für die 

verbleibenden nicht dem Gymnasium Anna-Sophianeum unmittelbar zugeordneten Ortsteile 

der Stadt Königslutter am Elm – wäre eine Vereinbarung sicherlich nötig.  
 
 
Zahlung von Sachkostenbeiträgen: 
 
Bei alledem entstünde aber voraussichtlich das Problem, dass Sachkostenbeiträge zwischen 
kreisangehörigen Gemeinden eines Landkreises untereinander nach § 105 Abs. 5 NSchG 
ausgeschlossen sind, was seine Ursache im gesetzlich geregelten Schullastenausgleich nach 
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§§ 117 f. NSchG haben dürfte. Dieser Hinweis wurde vom Regionalen Landesamt für Schule 
und Bildung Braunschweig offenbar nicht gegeben. Dies würde aber bedeuten, dass die Stadt 
Helmstedt die nach § 118 NSchG und ergänzend u.U. nach § 15 Abs. 4 NFAG ungedeckten 
Kosten nicht aus Sachkostenbeiträgen refinanzieren könnte. Dabei ist im Übrigen zu beden-
ken, dass die Nachbar-Samtgemeinden und die Stadt Königslutter am Elm bislang keine Sach-
kostenbeiträge an den Landkreis Helmstedt zu entrichten haben und eine quasi „freiwillige“ 
Zahlungsbereitschaft zugunsten der Stadt Helmstedt bei einem Schulträgerwechsel nicht zu 
erwarten sein dürfte. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

 
Über das weitere Vorgehen ist zu entscheiden. 
 
 
 
gez. Wittich Schobert 
 
(Wittich Schobert) 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Anlage 








